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JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der Kläger‚ geboren 19209 entrichtete in den Jahren

1935 bis 1938 insgesamt 33 Pflichtbeiträge zur deutschen

Angestelltenversicherung° 1938 wanderte er, weil er aus

rassischen Gründen verfolgt wurde, aus Deutschland aus;

er kehrte 1957 aus Israel in die Bundesrepublik zurücke

Die Zeit von Mai 1938 bis Dezember1949 wurde von der Be—

klagten als Ersatzzeit im Sinne des 5 28 Abs° 1 Nro 4

des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) anerkannt°

Mit Bescheid vom 19a April 1963 und Widerspruchsbescheid

vom 310 Mai 1963 stellte die Beklagte fest‚ daß der

Kläger zur Weitervereicherung in der Angestelltenversiche—

rung nicht berechtigt ist° Die hiergegen erhobene Klage

wies das Sozialgericht (SG) Frankfurt am 11„ Juni 1964

ab; das Hessische Landessozialgericht (LSG) geb dagegen.

der Berufung des Klägers statt (Urteil vom 15„ Juni 1965)o

Das Recht zur Weiterversicherung ergebe sich zwar nicht

aus Arte 2 5 5 des Angestelltenversicherungs—Neuregelungs—

gesetzes (AnVNG)‚ aber aus 5 10 AVG7 weil die Verfolgten

aus Gründen der Wiedergutmachung in der Rentenversiche—

rung wie während der Verfolgungszeit versicherungspflichtig

Beschäftigte zu behandeln seien; dieser Grundsatz müsse

sich auch auf das Recht zur Weiterversicherung nach 5 10

AVG auswirken° '

Mit der zugelassenen Revision rügte die Beklagte eine Ver—

letzung des © 10 AVGO Sie beantragte9
das Urteil des LSG aufzuheben°

Der Kläger beantragte die Zurückweisung der Revisiona‘

„1.3-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


II

Die Revision ist zulässig und begründet°

Das LSG hat zutreffend ausgeführt‚ daß der Kläger sich nicht

nach Art° 2 @ 5 AnVNG weiterversichern darfo Entgegen der An—

sicht des LSG steht ihm das Recht auf Weiterversicherung aber

auch nicht nach @ 10 Abs„ 1 AVG zu() weil er nicht "während

mindestens 60 Kalendermcnsten Beiträge für eine rentenver—

sich rungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit entrichtet
hate“ Der Kläger hat solche Beiträge nur für 33 Monate ent—

richteto Die zur Sozialversicherung in Israel geleisteten Bei—

träge können hier nicht berücksichtigt werdeno Auch die aner—
kannte Ersatzzeit kann den Feblbetrag nicht ausgleichen°

In den Urteilen vom 28° Juni 1966 (SozR Nr„ 6 zu © 1233 der

Reichsversicherungsordnung —RVO—)und vom 210 September 1966

(11 RA 340/65) und in weiteren Urteilen hat der Senat ständig

entschieden, daß auf die nach % 10 AVG für die Weiterversiche—

rung erforderliche Vorversicherungszeit von 60 Pflichtbeitrags—

monaten die verfolgungsbedingten Ersatzzeiten im Sinne des

5 28 Abs° 1 Nr„ 4 AVG ebensowenig wie andere Ersatzzeiten
ange—

rechnet werden könneno Hieran hält der Senat feste Zwar ist

davon auszugehen‚ daß der Gesetzgeber —wie dies in dem Urteil

des Bundessozialgerichts (BSG) vom 160 September 1966 (BSG 139

679 70) dargelegt ist— die Verfolgten in der Rentenversiche—

rung grundsätzlich so stellen will, als ob sie während der Ver—

folgungszeit versicherungspflichtig beschäftigt gewesen bzw„

geblieben wären„ Es ist jedoch Sache des Gesetzgebers zu ent—

scheiden‚ inwieweit dieser Grundsatz im einzelnen verwirklicht

werden sollo Gerade für den Anwendungsbereich des 5 10 ?VG ist

aber anzunehmen, daß der Gesetzgeber die Verfolgungszciten

nicht den Pflichtbeitragszeiten hat gleichstellen wolleno Er
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hat sich sowohl bei der Entstehung der Vorschrift (vgl.o

Urteildes BSG vom 23° März 1961 —BSG 149 1559 135 ff—)

als auch bei ihrer Änderung durch das Rentenversiche—
rungs—Änderungsgesetz vom 90 Juni 1965 gegen eine An—

- rechnung von Ersatzzeiten auf die für die Weiterversiche—

rung erforderlichen Mindestbeitragszeiten entschieden°

Hätte er die verfolgungshedingten Ersatzzeiten (@ 28

'Abso1 Nr°4 AVG)andersbehandelnwollenals die übrigen_
Ersatzzeiten‚ so hätte er dies ausdrücklich sagen müssenc

Dies ist nicht g'eschehen° '

Die Einwände des Klägers gegen diese Rechtsprechung geben

dem Senat keinen Anlaß, von ihr abzugehen oder sie zu

modifizieren° Es ist nicht richtig9 daß der Kläger9 wie

er sagt, überhaupt keine Gelegenheit gehabt habe, sich

vor 1957 in der deutschen Angestelltenversicherung frei—

willig weiterzuversichern; die freiwillige Weiterver—
sicherung ist vielmehr auch vom Ausland her möglich ge—

wesen (vglo VO über die Durchführung der deutschen Sozial—

versicherung bei Auslandsaufenthalt vom 290 März 19519

BGBl I 230 ua 5 12 des Fremd— und Auslandsrentengesetzes

vom 70 August 1953)° @ 10 AVG verstößt auch nicht aus den

vom Kläger behaupteten Gründen gegen Arte 3 Abs„ 1

des Grundgesetzes; es ist nicht zutreffend, daß in

einem gleichgelagerten Sachverhalt dem Kläger die

Weiterversicherung in der Arbeiterrentenversicherung

nach 5 1233 RVG möglich wäre°
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Das Urteil des LSG ist daher aufzuheben und die Berufung

des Klägers gegen das Urteil des SG zurückzuweiseno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 des Sozialgee
richtsgesetzes„
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